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Der Europäische Rat der Staats- und Regierungschefs nahm 1987 Anlauf zu weit-
reichenden Entscheidungen über eine grundlegende Finanzreform der Europä-
ischen Gemeinschaft. Gegenüber dem eher ruhig verlaufenen Vorjahr, in dem
außenpolitische Themen dominierten, brachte die Besinnung auf die innerge-
meinschaftliche Reformdiskussion eine dramatische Akzentverschiebung mit
sich: weder das Verhältnis der Gemeinschaft zu Drittländern noch der freund-
lich-friedliche Meinungsaustausch über neue Aktionen zur Bekämpfung von al-
lerlei Mißständen dominierten die Beratungen der Regierungschefs, vielmehr
ging es um die Gemeinschaft selbst, ihre Existenzsicherung und ihr finanzielles
Fundament. Damit gewannen jene Prioritäten die Oberhand, die im Jahr zuvor
gegen den ausdrücklichen Wunsch der EG-Kommission vertagt worden waren.
Kommissionspräsident Jacques Delors hätte es lieber gesehen, wenn sich der Eu-
ropäische Rat bereits auf der Londoner Tagung im Dezember 1986 mit den drei
Existenzfragen der EG, der Haushaltssanierung, der Agrarreform und dem bes-
seren Zusammenhalt zwischen Nord und Süd beschäftigt hätte; doch Ratspräsi-
dentin Margaret Thatcher hatte diese Forderung abgelehnt - unter anderem des-
wegen, weil die Kommission noch keine detaillierten Vorschläge für die Reform
vorgelegt hatte.

Mit der Präsentation der Vorschläge im Februar 1987 setzte die Kommission
eine Diskussion in Gang, die wie selten zuvor das Konfliktpotential der Gemein-
schaft bloßlegte und den Gemeinsinn der Zwölf auf eine harte Probe stellte. Es
war von vornherein klar, daß das „Delors-Paket" die zwei Tagungen des Euro-
päischen Rats in Brüssel und Kopenhagen beherrschen würde; niemand zweifelte
daran, daß die Beratungen längere Zeit in Anspruch nehmen mußten. Es zeigte
sich kaum jemand verwundert darüber, daß das Jahr 1987 verstrich, ohne daß die
nötige Reform zustande kam; zwei Gipfelkonferenzen reichten offenbar nicht
aus, das äußerst komplizierte, nicht trennbare Netz aus neuen Finanzen, Einspa-
rungen bei den Agrarausgaben, Steigerungen im Ressourcentransfer von Nord
nach Süd sowie der Neuberechnung des Finanzausgleichs für Großbritannien
verbindlich zu beschließen. Erst auf dem Sondergipfel im Februar 1988 in Brüssel
konnte die Reform schließlich verabschiedet werden. Dies gelang freilich nur, in-
dem sich alle Institutionen der Gemeinschaft einschließlich des obersten Ent-
scheidungsgremiums 1987 vollständig auf die Erörterung der inneren Zusammen-
hänge der Reform konzentrierten: die Staats- und Regierungschefs fanden für
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die Beratung anderer Themen keine Zeit. Daß in Kopenhagen drei Erklärungen
zum Ost-West-Verhältnis, zu Afghanistan und zum Konflikt im Nahen Osten
verabschiedet wurden, fällt angesichts der Dominanz des „Delors-Pakets" in
den Beratungen kaum ins Gewicht. Auch wurden nur wenige Stimmen laut, die
vom Europäischen Rat 1987 andere Themen erwarteten als das der innergemein-
schaftlichen Fortentwicklung1. Selbst der drei Tage nach dem Kopenhagener
Treffen geplante Washingtoner Gipfel zwischen dem Präsidenten der Vereinig-
ten Staaten, Reagan, und dem sowjetischen Generalsekretär Gorbatschow war
für die zwölf Europäer keine Versuchung, sich mit einer Botschaft des Friedens,
der Abrüstung und des Ost-West-Ausgleichs vorrangig in Erinnerung zu bringen.

Daß die Besinnung auf das eigene Zusammenleben so im Vordergrund der Be-
ratungen des Europäischen Rates stand, hat eine einfache Ursache: die Gemein-
schaft stand vor dem finanziellen Zusammenbruch. Die in Fontainebleau 1984
zuletzt verbesserten Eigeneinnahmen auf einen Anteil von 1,4 Prozent an den
Mehrwertsteuereinnahmen der Mitgliedsländer erwiesen sich nach der Erweite-
rung der EG um Spanien und Portugal als völlig unzureichend. Mit dem struktu-
rellen Übergewicht der Agrarausgaben, die rund zwei Drittel der EG-Gesamt-
ausgaben verschlingen, hatte sich schon lange vor der „Süderweiterung" die fi-
nanzielle Katastrophe abgezeichnet. So war der auf 1,4 Prozent angehobene
Mehrwertsteueranteil schon verbraucht, bevor er in Kraft trat2. Und während
sich die Kommission daranmachte, ihr Reformpaket zu schnüren, drohte für
1987 ein Fehlbetrag im Gemeinschaftshaushalt, der zehn Milliarden DM weit
überschritt. Wollten die Staats- und Regierungschefs die im Dezember 1985 in
Luxemburg beschlossene Einheitliche Europäische Akte und den darin vorgese-
henen nächsten Integrationsschritt nicht gefährden, mußten sie endlich der Ge-
meinschaft jene dauerhafte finanzielle Grundausstattung zur Verfügung stellen,
ohne die sich weder die Vollendung des Binnenmarktes bis 1992 noch die Beseiti-
gung des Wohlstandsgefälles zwischen Nord und Süd erreichen ließ. Daß dazu
die spürbare Eindämmung der Agrarausgaben kommen mußte, bedurfte keiner
besonderen Erläuterung. Dieser Logik entsprach es, daß das „Delors-Paket"
das Jahr über unter der programmatischen Formel diskutiert wurde: „Die Ein-
heitliche Europäische Akte muß ein Erfolg werden."

Zwei Tagungen des Europäischen Rates, zwei Fehlschläge: das verleitet dazu,
dem obersten Entscheidungsgremium der EG im Jahr 1987 ein schlechtes Zeug-
nis auszustellen. So verständlich es schien, daß insbesondere nach dem Mißerfolg
in Kopenhagen die Zwölf hart kritisiert wurden, so wenig hat das Jahr 1987 das
harte Wort Delors bestätigt, daß der Europäische Rat der „größte Ideenfriedhof
der Welt" sei3. Im Nachhinein betrachtet, konnte man schon nach Kopenhagen
von „hoffnungsvoller Zielferne" im Europäischen Rat sprechen: die Entschei-
dung war zwar noch nicht möglich, aber sie schien für den bereits vereinbarten
„Sondergipfel" im nächsten Jahr möglich zu werden4. Allgemein herrschte der
Eindruck vor, daß die Zeit für die einvernehmliche Verabschiedung des „Delors-
Pakets" noch nicht reif gewesen sei. Daran ist sicher so viel wahr, daß die Re-
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form von den Regierungschefs das Äußerste an Gemeinschaftssinn verlangte; bis
sie bereit waren, ihre allzeit ausgeprägten nationalen Interessen den Gemein-
schaftszielen unterzuordnen, brauchten sie mehr Zeit. Es wäre töricht gewesen,
ihnen jenen europapolitischen Lernprozeß ersparen zu wollen, den sie im Laufe
des Jahres durchgemacht haben. Daß sie am Ende nur ein Jahr benötigten, um
die bei weitem wichtigste Finanzreform seit Bestehen der Gemeinschaft zu ver-
abschieden, stellt dem Europäischen Rat letztlich ein gutes Zeugnis aus. Dabei
hat das deutsch-französische Tandem, das im Juni in Brüssel mit der Annahme
des Kompromisses über den Abbau des landwirtschaftlichen Grenzausgleichs die
Teil-Einigung herbeiführte, ebenso Anteil wie die harte Haltung der britischen
Premierministerin Thatcher, die einen halbherzigen Agrarkompromiß zu verhü-
ten wußte. Schließlich zählt, daß die Gemeinschaft dreißig Jahre nach ihrer
Gründung den Beweis ihrer Reformfähigkeit erbracht hat. Dafür brachte der Eu-
ropäische Rat 1987 die Vorentscheidung. Das „Delors-Paket" wurde nicht-wie
von manchen befürchtet - zur Scheidelinie, sondern zu einem Mittel der Eini-
gung und Neubesinnung.

Die Tagungen des Europäischen Rats

Brüssel 29./30. Juni5

Selten zuvor hat eine Tagung des Europäischen Rates so lange Schatten voraus-
geworfen wie der Brüsseler Sommergipfel 1987. Schon im Herbst des vorange-
gangenen Jahres war zunehmend deutlich geworden, daß sich die Staats- und Re-
gierungschefs mit einem der schwierigsten Reformvorhaben seit Bestehen der
Gemeinschaft würden beschäftigen müssen: die Sanierung des chronisch defizitä-
ren Haushalts, die Reduzierung der landwirtschaftlichen Überschüsse und der
seit langem geforderte bessere Ausgleich in den Zuwendungen zwischen dem rei-
cheren Norden und dem ärmeren Süden schienen ein knappes Jahr nach der Er-
weiterung der Gemeinschaft um Spanien und Portugal nicht mehr weiter vertagt
werden zu können. Kommissionspräsident Jacques Delors gab frühzeitig zu er-
kennen, daß sich die drei wichtigsten, seit Jahren immer wieder aufgeschobenen
Reformen in der Haushalts-, Agrar- und Strukturpolitik nur in einem möglichst
engen Zusammenhang lösen ließen6. Daß die drei zentralen Bereiche eng mitein-
ander verzahnt waren, mußte dabei nicht sonderlich erklärt werden; denn nicht
nur den Fachleuten war seit langem klar, daß die Agrarpolitik zum stärksten Ar-
gument für die Sanierung der Gemeinschaftsfinanzen geworden war. Da ande-
rerseits die Südländer weniger von den Agrarsubventionen profitierten als der
Norden, drängte die Kommission zunehmend auf ein ausgeglicheneres Verhält-
nis zwischen Agrar- und Strukturausgaben. Im Lichte der Einheitlichen Europä-
ischen Akte und der geplanten Vollendung des Binnenmarktes bis 1992 schien
die Reform an Haupt und Gliedern immer dringlicher zu werden.

Zu Beginn des Jahres 1987 war es dann so weit: die Kommission legte ihr Re-
formpaket vor, das fortan unter dem Namen „Delors-Paket" die innergemein-
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schaftliche Diskussion beherrschte. Auch wenn es später manche Detailänderung
gab, blieb es in seiner Grundstruktur bis zur Verabschiedung im Frühjahr 1988
erhalten: mit der Einbeziehung des Bruttosozialprodukts in die Bemessungs-
grundlage zur Berechnung der Eigeneinnahmen sollte das Mittelaufkommen ge-
steigert und auf eine gerechtere Basis gestellt werden; die überproportionalen
Agrarausgaben sollten durch den Einbau sogenannter „Stabilisatoren" von rund
64 Prozent Anteil am Gesamtetat auf einen Anteil von 50 Prozent vermindert
und die Strukturfonds gleichzeitig verdoppelt werden. Daß mit dem neuen Fi-
nanzsystem der 1984 auf der Ratstagung in Fontainebleau von Margaret
Thatcher hart erstrittene Beitragsrabatt Großbritanniens neu zu bestimmen war,
ergab sich zwangsläufig aus den Berechnungen der Kommission, zumal Großbri-
tannien brutto künftig weniger an den Gemeinschaftshaushalt abführen mußte
als nach dem alten System. In der richtigen Einschätzung, daß dieses umfangrei-
che Reformpaket nicht im Handumdrehen verabschiedet werden könne und,
wenn überhaupt, nur in einem längeren, diplomatisch-geschmeidigen Abstim-
mungsverfahren unter den Zwölf zu beschließen sei, begab sich Delors im Febru-
ar 1987 auf eine ,,Winterreise" durch die Hauptstädte der Gemeinschaft, um
möglichst frühzeitig die Chancen der Reform auszuloten7. So unterschiedlich das
Meinungsspektrum war, so deutlich trat der Wille aller hervor, die Reform - de-
ren Notwendigkeit von niemandem bestritten wurde - in den kommenden Mona-
ten auf der Basis der Kommissionsvorschläge zu diskutieren. Freilich erschwerte
die Kommission die Erörterung dadurch, daß sie das Paket mit dem alten Plan
der Fettsteuer belastete.

Als der belgische Premierminister Wilfried Martens im Frühsommer als Rats-
vorsitzender die Gipfelkonferenz vorzubereiten begann, zeichnete sich folgendes
Szenarium ab: Italien und Portugal lehnten das neue Finanzsystem rundheraus
ab, weil sie nach Maßgabe des Bruttosozialprodukts wesentlich mehr Mittel an
den Gemeinschaftshaushalt abführen müßten. Auch Großbritannien und die
Bundesrepublik weigerten sich, den Blankoscheck höherer Eigenmittel zu unter-
schreiben, auch wenn sie die Umstellung des Systems im Prinzip billigten; Lon-
don und Bonn machten deutlich, daß sie dem „Delors-Paket" nur zustimmen
könnten, wenn ihre Interessen berücksichtigt würden. Im Falle der Briten war
das eine möglichst kräftige Senkung der Agrarausgaben sowie das ungeschmäler-
te Beibehalten ihres Finanzausgleichs; die Deutschen verlangten den Verzicht
auf Preissenkungen bei Getreide und Raps, die Aufrechterhaltung des Wäh-
rungsausgleichs und, im Gleichklang mit den Briten, den Verzicht auf die Fett-
steuer. Mit Blick auf ihre Kasse machten Niederländer und Dänen ebenfalls
grundsätzliche Bedenken gegen das neue Finanzsystem geltend, während alle üb-
rigen Mitgliedsländer eine teils abwartende, teils indifferente Haltung einnah-
men. Daß der Süden und Irland die vorgesehene Verdoppelung der Struktur-
fonds begrüßten, zum Teil nur als „Mindestausstattung" willkommen hießen,
versteht sich von selbst8. Briten und Deutsche freilich lehnten dies ab. Zuneh-
mend erschwert wurde die Situation dadurch, daß alle dem Europäischen Rat
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vorgeschalteten Sitzungen der Agrar-, Finanz- und Außenminister gescheitert
waren und auch eine „Pilgerfahrt" Martens unmittelbar vor dem Gipfel wenig
weiterhalf. So sah es ganz nach einer Krisensitzung aus.

Als sich Martens mit seinen Gästen am runden Tisch des Brüsseler „Charle-
magne"-Gebäudes niederließ, gab er sich nicht der Illusion hin, daß auf der
Ratstagung - ein halbes Jahr nach der offiziellen Vorstellung des „Delors-Pa-
kets" - schon „endgültige und definitive Beschlüsse gefaßt werden" könnten10.
Martens und den meisten übrigen Regierungschefs war klar, daß nach der ver-
gleichsweise kurzen Diskussionszeit allenfalls einige Leitlinien für die noch be-
vorstehende vertiefte Erörterung der Reform beschlossen und nur für die drin-
gendsten kurzfristigen Probleme in der Etat- und Agrarpolitik Lösungen erreicht
werden könnten. Ähnlich wie bei früheren Krisengipfeln hatte man rechtzeitig
„Buhmänner" aufgebaut, die die einvernehmliche Verabschiedung des Schluß-
dokuments angeblich verhinderten: während britische Diplomaten und Journali-
sten die Deutschen als „schwierigsten Partner" bezeichneten, weil sie die Agrar-
reform verhinderten, hieß es auf deutscher Seite rasch, daß die britische Premier-
ministerin mit ihrer Weigerung, der Gemeinschaft mehr Geld zur Verfügung zu
stellen, bevor nicht im Agrarhaushalt gespart werde, von allen anderen isoliert
sei11. In der Tat war die Strategie des Bonner Außenministers Hans-Dietrich
Genscher darauf ausgerichtet, die Bundesregierung aus jener Isolierung heraus-
zuholen, in die sie während der dem Gipfel vorgeschalteten Agrarverhandlungen
geraten war. Diesem Ziel diente die vorsichtige Zustimmung zur Einbeziehung
des Bruttosozialprodukts in die Bemessungsgrundlage für die Berechnung der
Eigeneinnahmen.

Wie das Ergebnis der Brüsseler Ratstagung zeigte, ging diese Rechnung auf-
allerdings nur unter dem Einruck eines deutsch-französischen Akkords beim
Grenzausgleich für die Agrarpreise. Dieser Kompromiß am Rande des Gipfels
machte den Weg frei für ein von Martens vorbereitetes Schlußdokument, in dem
in allgemeiner und unverbindlicher Form der Abbau der Handelshemmnisse, die
Einhaltung der Haushaltsdisziplin sowie Einsparungen bei den landwirtschaft-
lichen Stützpreisen verlangt werden. Dieses Schlußdokument wurde von elf Re-
gierungen gegen die Stimme Margaret Thatchers unterzeichnet, die damit zum
zweiten Mal nach ihrem Kampf für den Beitragsrabatt ihrem Ruf gerecht wurde,
eisern ihre Positionen durchzustehen. Sie weigerte sich, das Schlußdokument zu
unterzeichnen, weil es ihr zu unbestimmt war und nicht die nötigen Einsparungen
bei den Agrarausgaben garantierte. „Ehe man Wasser in die Badewanne läßt,
muß man den Stöpsel ins Loch tun'', soll sie ihren nicht ganz so eisern aufs Spa-
ren bedachten Kollegen gesagt haben12.

Angesichts des offensichtlichen Fehlschlags der Zwölf, sich einvernehmlich auf
einen Grundkatalog von Reformschritten zu einigen, mag es erstaunlich erschei-
nen, daß die meisten Kommentatoren bei der Bewertung des Brüsseler Gipfel-
treffens das Wort „Scheitern" mieden; man war sich überwiegend darin einig,
daß trotz des Londoner Vetos die Chance zur durchgreifenden Reform in der
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Agrar- und Haushaltspolitik nicht verschüttet worden sei13. In der Tat hatte Frau
Thatchers Hartnäckigkeit vorerst zwar den erhofften Konsens vereitelt; anderer-
seits hat die britische Premierministerin aber die Gemeinschaft vor einem halb-
herzigen Formelkompromiß bewahrt, der mehr negative als positive Folgen ge-
habt hätte. Ein stärkerer Zwang zum Sparen konnte für die Gemeinschaft nur
heilsam sein14. Vielfach wurde auf den nächsten Gipfel in Kopenhagen verwie-
sen, auf dem das Reformwerk dann einvernehmlich beschlossen werden könne.
Amerikanische Kommentatoren vertraten demgegenüber die Auffassung, daß
die Europäer noch weit davon entfernt seien, im politischen Krisenmanagement
jene Größe zu zeigen, die sie als „wirtschaftlicher Gigant" längst hätten15.

Kopenhagen 475. Dezember

Während der Vorbereitung der Kopenhagener Ratstagung wurde ebenso wie ein
halbes Jahr zuvor kein Zweifel daran gelassen, daß sich die zwölf Staats- und Re-
gierungschefs abermals auf die in Brüssel liegengebliebene innergemeinschaft-
liche Reform konzentrieren sollten; andere Themen mußten demgegenüber zu-
rücktreten. Angesichts der Tatsache, daß drei Tage nach der Kopenhagener Sit-
zung Präsident Reagan und Parteichef Gorbatschow in Washington zu ihrem Ab-
rüstungs-Gipfel zusammenkommen sollten, ist die Themenbeschränkung verein-
zelt kritisiert worden16. Während in Washington Weltpolitik gemacht werde, las-
se in Kopenhagen „Krähwinkel grüßen", zumal die Zwölf sich wie eh und je als
zerstrittene Krämer präsentierten17. So wünschenswert es hätte sein können, daß
sich der Europäische Rat einstimmig für Frieden, Abrüstung und Entspannung
ausgesprochen hätte und damit, in geschicktem Timing, den beiden Supermäch-
ten die Stichworte hätte geben können, so unabweisbar war der innere Problem-
druck in der Haushalts- und Agrarpolitik: ein weiteres Aufschieben der Sanie-
rung würde die Probleme nur noch unlösbarer machen. In Anbetracht eines von
Monat zu Monat größer werdenden Etatdefizits - Schätzungen sprachen im
Herbst 1987 von mindestens 13 Milliarden DM - machten sich die Fachräte im
Vorfeld des Kopenhagener Gipfeltreffens „eher lustlos als engagiert" an die
Vorbereitung der Ratssitzung18. Zwar hatte die EG-Kommission in der Zwi-
schenzeit ihre Sparvorschläge in der Agrarpolitik mit automatisch wirkenden
„Stabilisatoren" so weit präzisiert, daß die Forderung der britischen Premiermi-
nisterin Thatcher nach durchgreifenden Kostensenkungen erfüllt werden konnte;
neue Gesichtspunkte, die die Verabschiedung des „Delors-Pakets" hätten be-
schleunigen können, hatten sich freilich nicht ergeben. Mehr denn je schien das
Reformpaket eine „explosive Mischung national unterschiedlicher Interessen"
zu enthalten, deren Sprengkraft vornehmlich im Agrarteil zu liegen schien19. Seit
dem Brüsseler Ratstreffen und Frau Thatchers hartem Nein zu einer „weichen",
die Bauern schonenden Reform war klar, daß in der Lösung der Agrarfrage der
Schlüssel für Gelingen oder Mißlingen des gesamten Pakets zu suchen sei.

Je schärfer diese Prioritäten zu Tage traten, um so undeutlicher wurden die
Aussichten eines möglichen Konsenses. Als böses Omen wirkte der Fehlschlag
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der Landwirtschaftsminister, das „Stabilisatoren"-Konzept der Kommission ein-
vernehmlich zu verabschieden: der deutsche Landwirtschaftsminister Ignaz
Kiechle und sein französischer Amtskollege Francois Guillaume waren nicht be-
reit, spürbare Einkommensminderungen für ihre Bauern, die der Plan der Kom-
mission zur Senkung der Stützpreise zur Folge gehabt hätte, hinzunehmen. Ihnen
standen vor allem die britische und die niederländische Regierung gegenüber, die
unbeugsam auf Kostensenkungen bestanden. Dieser Frontverlauf ließ sich auch
in den Beratungen der Außenminister nicht beseitigen, so daß unmittelbar vor
dem Treffen der Staats- und Regierungschefs kaum jemand annehmen konnte,
daß das „Delors-Paket" in Kopenhagen verabschiedet werden könne. Die
Staats- und Regierungschefs müßten geradezu „ein Wunder vollbringen", woll-
ten sie die sich zunehmend verhärtenden Meinungsverschiedenheiten auf einen
Schlag auflösen20. Noch deutlicher wurde der britische Außenminister Howe, der
nach den wenig ergiebigen Beratungen der Außenminister offen die Möglichkeit
eines Scheiterns aussprach, da es am Einigungswillen einiger Delegationen zu
fehlen scheine. Ein Versuch des Bonner Außenministers Genscher, die harte
Haltung der britischen Premierministerin in der Agrarfrage mit der Andeutung
eines Entgegenkommens beim britischen Beitragsrabatt „aufzuweichen", schlug
ebenfalls fehl: Frau Thatcher gab zu erkennen, daß sie nicht mit sich handeln
ließe21.

Angesichts dieser harten Gegensätze hatte der dänische Ministerpräsident
Schlüter als Ratsvorsitzender einen schweren Stand; von der sonst dem Präsiden-
ten des Europäischen Rats zuwachsenden Macht und Autorität, den Streit zu
schlichten und die Einigung herbeizuführen, war während der ganzen Tagung
nur wenig zu spüren. Mit Blick auf das drei Tage später vorgesehene Gipfeltref-
fen Reagan - Gorbatschow hatte sich Schlüter ein , ,Signal der europäischen Ei-
nigkeit" erhofft; daß es ausblieb, führte Kommissionspräsident Delors im Nach-
hinein vor allem darauf zurück, daß die Zeit für einen Beschluß einfach noch
nicht reif gewesen sei und es bei allen Teilnehmern an der „Leidenschaft zur po-
litischen Einigung" gefehlt habe22. In dieser allgemeinen Form ist dies sicherlich
richtig. Bei genauerem Hinsehen muß man freilich feststellen, daß das äußerst
komplexe Reformpaket im Dezember 1987 noch immer nicht soweit durchdisku-
tiert war, daß es hätte einvernehmlich verabschiedet werden können. Seit Febru-
ar, als Delors es präsentiert hatte, waren immer die gleichen Fragen gestellt wor-
den: Wie soll das Übermaß der Agrarkosten wirksam eingedämmt werden? In
welchem Maße soll das Bruttosozialprodukt als weitere Einnahmequelle dienen,
und wie stark sollen die Ressourcentransfers von den reichen zu den armen Mit-
gliedsländern steigen? Immer wieder waren neue Modelle vorgelegt worden, die
jedoch allesamt nicht befriedigen konnten. Fachräte und Regierungschefs hatten
sich im Kreise gedreht. Hinzu trat eine wenig glückliche „Konferenz-Ökono-
mie". Nach einer alten „Gipfelweisheit" müssen die Papiere, die den Regie-
rungschefs vorgelegt werden, um so einfacher sein, je komplizierter das Thema
ist. Denn man kann den vielbeschäftigten Chefs nicht zumuten, sich in einem
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Wald von Zahlen zu verlieren. Die schwierige Kunst, die Dinge so zu vereinfa-
chen, daß der Europäische Rat in der zur Verfügung stehenden knappen Zeit
klare politische Entscheidungen hätte treffen können, ist in Kopenhagen nicht
gelungen. Die Konferenz litt von Anfang an an einer Überfülle technischer De-
tails. Ständig mußten Boten losgeschickt werden, um irgendetwas zu klären. Das
führte zu Verzögerungen, zu Leerlaufund zu mehrfachen Unterbrechungen. Im-
mer wieder mußte der Verhandlungsfaden dort wieder angeknüpft werden, wo
man bereits im Konklave der Außenminister halbwegs einig schien. So ermüdete
die Runde zusehends und brach die Verhandlungen schließlich ohne Ergebnis
ab. Ähnlich wie in Athen 1973 gab es kein Schlußkommunique. Dies ist allent-
halben als Eingeständnis des Scheiterns verstanden worden, auch wenn sich die
Zwölf auf drei Erklärungen zum Ost-West-Verhältnis, zu Afghanistan und zur
Lage im Nahen Osten einigen konnten23.

Erstaunlich blieb, daß man keineswegs im Zorn auseinanderging. Alle Teil-
nehmer zeigten sich nach dem Scheitern der Konferenz erstaunlich gelassen; jede
Art der Schuldzuweisung unterblieb. So blieb es nicht nur Margaret Thatcher er-
spart, als Hauptverantwortliche für den Kopenhagener Fehlschlag genannt zu
werden; auch gegen Bundeskanzler Helmut Kohl gab es kein böses Wort, nach-
dem er mit einem kompromißlosen „Nein" gegen ein in der letzten Nacht von
der dänischen Präsidentschaft ausgearbeitetes neues Papier - in dem sich der
Kommissionsvorschlag der umstrittenen „Agrarstabilisatoren" wiederfand - die
Konferenz in eine letzte, ausweglose Krise gebracht hatte. Immerhin herrschte
die Überzeugung vor, daß man ein gutes Stück Weges zurückgelegt und Annähe-
rungen erzielt habe24. Der Eindruck, daß die Staats- und Regierungschefs über-
fordert gewesen seien, wurde weitgehend als Generalabsolution für den Fehl-
schlag akzeptiert. Auch blieb einigermaßen glaubhaft, daß man auf dem verein-
barten Sondergipfel im Februar 1988 in Brüssel all das werde nachholen können,
was in Kopenhagen noch nicht gelungen sei.

Es ist freilich schon in Kopenhagen darauf hingewiesen worden, daß trotz der
erzielten Annäherungen noch keine Prognose möglich sei, ob unter der deut-
schen Präsidentschaft im ersten Halbjahr 1988 der Durchbruch gelingen könne25.
Es herrschte der allgemeine Tenor vor, daß auf die Bundesregierung ein schwe-
res Stück Arbeit zukommen werde, zumal sie am schärfsten die Kommissionsvor-
schläge für die Agrarreform abgelehnt hatte. So wurde verständlich, daß ein bri-
tischer Kritiker den Versuch Kohls, sich mit Beginn des neuen Jahres als ehr-
licher Makler in der verzwickten Agrarpolitik zu versuchen, mit einem Rückgriff
auf die Ilias verglich: Es sei so, als ob man Agamemnon mit einer unparteiischen
Untersuchung über die Ursachen des Trojanischen Krieges beauftragt habe26.

Brüssel 11./12. Februar 198827

Zwischen dem fehlgeschlagenen Kopenhagener Ratstreffen und dem dort verein-
barten Sondergipfel der Staats- und Regierungschefs in Brüssel lagen nur neun-
einhalb Wochen. Diese denkbar knappe Zeitspanne mußte die Bonner Regie-
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rung, die zum Jahreswechsel die EG-Präsidentschaft von den Dänen übernahm,
politisch geschickt zur Angleichung der noch immer großen Meinungsverschie-
denheiten unter den Zwölf über das ,,Delors-Paket" nutzen, damit die Staats-
und Regierungschefs nicht abermals ohne Beschluß auseinandergingen. Für Bun-
deskanzler Helmut Kohl und Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher be-
gann eine „Phase der Bewährung", die Aufschluß darüber geben sollte, ob sich
die hochgesteckten Ziele der Bundesregierung in der europäischen Politik errei-
chen ließen oder nicht28. Daß die Rolle des Moderators, die der Präsident des Eu-
ropäischen Rates spielen muß, von Kohl einen „schwierigen Balanceakt" ver-
langte, war allen Beobachtern der dem Gipfel vorgeschalteten Beratungen klar:
einerseits erwarteten die Partner, daß die „reiche" Bundesrepublik mit zusätz-
lichen Opfern in der Finanz- und Agrarpolitik den Weg zu einem Kompromiß
freimachen werde; andererseits konnte der Kanzler mit Blick auf die nächsten
Landtagswahlen in Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein wesentliche Be-
sitzstände der deutschen Bauern auf dem europäischen Altar nicht zur Disposi-
tion stellen29.

Je nachdem, ob man auf das erste oder das zweite Ziel stärker das Augenmerk
richtete, hörte man hoffnungsvolle oder skeptische Töne. Immerhin galt es als
ausgemacht, daß bei einem neuen Scheitern das Zieldatum für den europäischen
Binnenmarkt - Ende 1992 - ernsthaft gefährdet werde; die Einheitliche Europä-
ische Akte gerate ins Wanken. Kurzfristig mußte der Gemeinschaft das Geld aus-
gehen, wenn sich die Regierungschefs in Brüssel nicht auf den finanziellen Teil
des „Delors-Pakets" einigten. Auch wäre den zu erwartenden Vorschlägen der
Kommission für die Agrarpreise im Wirtschaftsjahr 1988/89 der Boden entzogen
worden. Es stand also viel mehr auf dem Spiel, als sich die Agrar- und Außenmi-
nister im Januar und Februar daran machten, die komplizierten Detailfragen so
weit zu lösen, daß die „Chefs" die längst erhofften Beschlüsse fassen konnten.
Bei der Vorbereitung des Agrarkonzepts, das nach wie vor als Schlüssel für An-
nahme oder Ablehnung des „Delors-Pakets" galt, zeigte sich, daß es zwischen
London und Bonn kaum Annäherungen in der umstrittenen Frage der nötigen
Agrareinsparungen gab: die britische Regierung bestand auf wesentlich stärke-
ren Kürzungen, als sie die deutsche Präsidentschaft vorschlug. Darüber kam es
auch zu einem eher verbalen Konflikt zwischen der Bundesregierung und der
Kommission, die sich - im Gegensatz zu den Äußerungen eines Bonner Spre-
chers - die moderate deutsche Verhandlungslinie „nach Struktur und Inhalt"
keineswegs zu eigen machen wollte. Landwirtschaftsminister Ignaz Kiechle war
im Vorfeld des Gipfels lediglich ein Teilkompromiß gelungen, dem zehn von
zwölf Regierungen zustimmten. London und Den Haag blieben in der Reserve,
wobei der britische Außenminister Sir Geoffrey Howe zwei Wochen vor dem
Krisen-Gipfel damit drohte, die Konferenz scheitern zu lassen, wenn es nicht zu
stärkeren Einsparungen bei den Agrarausgaben komme30.

Obwohl auch die Außenminister auf ihrem „Konklave" nur geringe Fort-
schritte machten, blieb die deutsche Präsidentschaft vorsichtig optimistisch. Sie
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wurde darin von Kommissionspräsident Jacques Delors unterstützt; er wies die
widerstreitenden Regierungen darauf hin, daß man in den zentralen Fragen der
Agrarreform bereits ,,80 Prozent des Weges" gegangen sei; wenn jetzt die rest-
lichen 20 Prozent hinzukämen, könne die Kommission eine Garantie dafür abge-
ben, daß man die Preispolitik der Landwirtschaft ,,im Griff" habe31. Delors' Ver-
such, die Gemüter zu beruhigen sowie Bonn und London kompromißbereit zu
stimmen, zeigte unmittelbar vor dem Rat nur wenig Wirkung, auch wenn Gen-
scher zu erkennen gab, daß sich die Bundesregierung in der Agrarpolitik „noch
bewegen" werde. Allein die Vorstellung, daß mit einem nochmaligen Verschie-
ben der Reform alles nur schlimmer werde, ließ auf einen Kompromiß hoffen. So
setzte man sich in dem Bewußtsein, ungewöhnlich schwierige Verhandlungen vor
sich zu haben, im Brüsseler Charlemagne-Gebäude an den Tisch. Für zusätzliche
Irritationen hatte tags zuvor der italienische Regierungschef Giovanni Goria mit
seinem seit Wochen erwarteten Rücktritt gesorgt; er war in die belgische Haupt-
stadt lediglich als geschäftsführender Ministerpräsident gekommen. Die zu Be-
ginn der Verhandlungen aufgetretenen Unsicherheiten in manchen Delegationen
über den Verhandlungsspielraum Gorias erwiesen sich schnell als unbegründet.
Wie in ähnlichen früheren Fällen saß der geschäftsführende italienische Minister-
präsident als voll zeichnungsberechtigtes Mitglied in der Zwölferrunde.

Kohls Gipfelstrategie sah eine möglichst straff geführte Diskussion über die
wichtigsten noch offenen Punkte des ,,Delors-Paketes" vor, ohne daß sich die
Teilnehmer, wie zuvor in Kopenhagen, allzusehr in den komplexen Details des
Reformvorhabens verlieren sollten. Dementsprechend schlug das „Gipfelpa-
pier" des Ratspräsidenten den Staats- und Regierungschefs gewisse Optionen
vor; so hatte man zum Beispiel in der Agrarpolitik die Wahl zwischen einer durch
staatliche Stützpreise gedeckten Garantiemenge für Getreide von 155 oder 160
Mio. Tonnen jährlich. An der Frage der künftigen Getreidemenge, bei deren
Überschreitung die Preise um bis zu drei Prozent sinken sollten, entzündete sich
ein guter Teil des Streites, der bis zum Schluß den Sondergipfel bestimmte: wäh-
rend die britische Premierministerin Margaret Thatcher, unterstützt vom nieder-
ländischen Ministerpräsidenten Ruud Lubbers, für eine möglichst kleine Garan-
tiemenge (und damit für mehr Sparsamkeit) erbittert focht, kämpfte der französi-
sche Premierminister Jacques Chirac ebenso unnachgiebig für die großzügiger
bemessene, die Bauern schonende Zahl. Kohls Gipfelmannschaft hatte schon ei-
nige Tage vor der Sitzung offen zu erkennen gegeben, auf wessen Seite man
stand: auf der französischen. Manche Kommentatoren sahen darin den diploma-
tisch ungeschickten Versuch, mit dem Schmieden einer ,,deutsch-französischen
Achse" die britische Premierministerin in die Enge zu treiben32. Dahinter stan-
den unterschiedliche Rücksichten auf das bäuerliche Wählerpotential, die durch
die bevorstehenden Wahlen in Frankreich und der Bundesrepublik besonders
scharfe Konturen erhielten.

Gegenüber dem Ausmaß der Einsparungen in der Agrarpolitik gerieten die
übrigen Teile des Reformpakets - neue Eigenmittel, Aufstockung der Struktur-
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fonds und Neuberechnung des Beitragsrabatts für Großbritannien - in den Hin-
tergrund der Diskussionen. Besonders am zweiten, alles entscheidenden Konfe-
renztag sprachen die Zwölf fast ausschließlich über die Agrarpolitik. Es fiel auf,
daß sich Mitterrand aus den heftigsten Debatten heraushielt und, diplomatisch
geschickt, die französische Sache durch Chirac vertreten ließ. Wie so häufig auf
den Europäischen Ratssitzungen wurden selbst jene Themen in die Kontroversen
miteinbezogen, die man in den Vorgesprächen der Agrar- und Außenminister
längst für „abgehakt" hielt. So gab es über den deutschen Wunsch, die Preissen-
kungen für die Überschußerzeugnisse in der Landwirtschaft mit einem System
von Flächenstillegungen „abzumildern", heftige Diskussionen, die in den Augen
mancher Beobachter den Kompromiß fraglich werden ließen33. Nach dem Ein-
druck aller Delegationen stand der Erfolg der Konferenz bis unmittelbar vor der
Einigung auf des Messers Schneide. Als nach insgesamt 38 Stunden äußerst har-
ten Verhandeins eine der längsten und dramatischsten Ratssitzungen zu Ende
ging, war die Erleichterung groß; lediglich Frau Thatcher, die bis zum Schluß Wi-
derstand gegen das in ihren Augen „verwässerte" Agrarkonzept leistete, wirkte
nach dem Eindruck von Konferenzteilnehmern deprimiert und niedergeschla-
gen. Von allen anderen isoliert, hatte sie den Kampf um drastischere Einsparun-
gen aufgegeben, nachdem ein letzter Vermittlungsversuch von Lubbers Erfolg
gehabt hatte. Die „Eiserne Lady" hatte wohl zu mitternächtlicher Stunde einge-
sehen, daß ihr Nein nichts mehr bewirken und zudem den großzügig bemessenen
Beitragsrabatt gefährden würde.

Daß sich die Regierungschefs zu der wichtigsten Finanzreform der Gemein-
schaft seit ihrem Bestehen durchringen konnten und damit einen Beweis für ihre
Handlungsfähigkeit erbrachten, ist innerhalb wie auch außerhalb der EG mit
Beifall aufgenommen worden34. Ein guter Teil des Lobes fiel dabei auf den Rats-
vorsitzenden, Bundeskanzler Kohl, der Seite an Seite mit Delors für den Kom-
promiß gefochten und eine „bemerkenswert wirksame Verhandlungsführung"
gezeigt hatte35. Erst später wurde deutlich, daß das „Wunder von Brüssel" eine
nicht zu unterschätzende psychologische Wirkung entfaltete: nach Jahren des
Euro-Pessimismus, der Lähmung wichtiger Entscheidungsorgane und des Dauer-
streits in den Ministerräten schlug die Stimmung um. Zuversicht breitete sich
aus. Die Europäer durften wieder hoffen. Im Bewußtsein, endlich durchatmen
zu können, machten sich Kommission und Ministerräte voller Elan an die näch-
ste Etappe: die Vollendung des Binnenmarktes.
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